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B e k a n n t m a c h u n g 
 

Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes „Großenbaumer Straße / Saarnberg – O 35“ 

 

vom 18.01.2013 

 
I 

 
Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 20.11.2012 folgende Beschlüsse 

gefasst: 

„Der Planungsausschuss beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Be-

bauungsplanes “Großenbaumer Straße / Saarnberg – O 35”; der Bereich ist in dem zur Vor-

lage gehörenden Zielplan (Anlage 2) gekennzeichnet. 

 

Der Planungsausschuss nimmt weiterhin zur Kenntnis, dass im Bereich des Bebauungs-

planes “Großenbaumer Straße / Saarnberg – O 35”, städtebauliche Festsetzungen durch 

den Fluchtlinienplan „Düppenbäckerweg / Wintgensweg / Heinrich-Gröschner-Straße“, förm-

lich festgestellt am 29.06.1940, bestehen, die mit Rechtskraft des neuen Bebauungsplanes 

außer Kraft gesetzt sind. 

Die förmliche Aufhebung wird im Zusammenhang mit dem Satzungsbeschluss durch den Rat 

der Stadt beschlossen. 

 

Der Planungsausschuss beschließt die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB für die Dauer von vier Wochen. Hierzu wird den 

Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur Information und zu Einzelgesprächen gegeben. 

Die Anhörung der Bürgerinnen und Bürger ist zusätzlich im Rahmen einer Öffentlichkeits-

versammlung durchzuführen. 

Ziele und Zwecke der Planung sowie der Zeitpunkt der Öffentlichkeitsbeteiligung werden im 

Amtsblatt bekannt gemacht. 

Die Unterlagen sind für einen Zeitraum von vier Wochen im Technischen Rathaus (HBP 5) 

auszuhängen. 
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Die Verwaltung wird eine Zusammenfassung des Ergebnisses der frühzeitigen Öffentlich-

keitsbeteiligung den Mitgliedern der Bezirksvertretung und des Planungsausschusses im 

Rahmen des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung zuleiten. 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, einen unter Berücksichtigung der Erkenntnisse der früh-

zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sowie der Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Be-

hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erarbeiteten Bebauungsplanentwurf dem 

Planungsausschuss zum Auslegungsbeschluss vorzulegen. 

 

Die Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben im Gebiet des vorgesehenen Be-

bauungsplanes ist gemäß § 15 BauGB auszusetzen, soweit zu befürchten ist, dass die 

Durchführung der Planung durch das Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich er-

schwert werden würde.“ 

 

II 

 

Ein Lageplan mit Darstellung des vorgesehenen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

wird unter Darlegung der Planungsziele gleichzeitig veröffentlicht. 

 

 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetz-

buches in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt ge-

ändert durch das Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) in Verbindung mit § 52 Abs. 2 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-

machung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

23.10.2012 (GV. NRW. S. 474) und § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Bekanntmachungsverordnung 

(BekanntmVO), öffentlich bekannt gemacht. 

 

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 der BekanntmVO i.V.m. § 7 Abs. 6 GO wird darauf hingewiesen, 

dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach Ablauf 

eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
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wurde nicht durchgeführt, 

 

b) diese Beschlüsse sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) die Oberbürgermeisterin hat die Beschlüsse des Planungsausschusses vorher be-

anstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Mülheim an der Ruhr vorher  

gerügt und dabei ist die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 

die den Mangel ergibt. 

 

Mülheim an der Ruhr, den 18.01.2013 
 
Die Oberbürgermeisterin 
 
D a g m a r  M ü h l e n f e l d 
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B e k a n n t m a c h u n g 

 

Öffentlichkeitsbeteiligung für den 

Bebauungsplan „Großenbaumer Straße / Saarnberg – O 35“ 

 

 

 

I 

 

Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 20.11.2012 beschlossen, bei der 

Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) für den Be-

bauungsplan „Großenbaumer Straße / Saarnberg – O 35“ folgende in Zeichnung und Text 

angegebenen allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung öffentlich darzulegen: 

 

Mit dieser Bauleitplanung soll Baurecht für ein Allgemeines Wohngebiet geschaffen werden. 

Entlang der Großenbaumer Straße (WA1) und nach Aufgabe der Tankstellennutzung im WA3 

soll eine Wohnnutzung in Form von zweigeschossigem Geschosswohnungsbau realisiert wer-

den. Im südöstlichen Bereich (WA2) sollen Einfamilienhäuser errichtet werden. 
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II 
 

Aushang und Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
 
Zeichnung und Text über die allgemeinen Ziele und Zwecke und voraussichtlichen Aus-

wirkungen der Planung werden in der Zeit vom 01.02.2013 bis 01.03.2013 einschließ-

lich im Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung ausgehängt. 

 

Zur Beteiligung der Öffentlichkeit stehen 

 

montags bis mittwochs von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr  

donnerstags von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

sowie freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr  

 

Dienstkräfte des Amtes für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung im Technischen 

Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, 19. Etage – linke Flurseite, zur Verfügung. 

 

Bis zum Ende der Frist können Einzelgespräche geführt und etwaige Äußerungen zur Nie-

derschrift vorgetragen werden. 

Bei Bedarf können unter der Tel.: 0208 / 455 – 6100 weitere Termine vereinbart werden. 

 

Schriftliche Äußerungen können bis zum Ende des für die Anhörung festgelegten Zeitraumes 

an die Oberbürgermeisterin (Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und Stadtentwicklung) ge-

richtet werden. 

 

Nähere Einzelheiten zur Planung können ab dem 01.02.2013 auch im Internet unter 

www.muelheim-ruhr.de abgerufen werden. 

 
 

Mülheim an der Ruhr, den 18.01.2013 
 
Die Oberbürgermeisterin 
 
D a g m a r  M ü h l e n f e l d
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III 
 

Einladung zur Öffentlichkeitsversammlung 
 
Der Planungsausschuss hat beschlossen, die Anhörung der Öffentlichkeit im Rahmen einer 

Öffentlichkeitsversammlung durchzuführen. 

 

Diese Öffentlichkeitsversammlung findet am Donnerstag, den 14.02.2013, ab 19.00 Uhr, im 

Gemeindesaal der Kath. Kirchengemeinde St. Elisabeth, Nachbarsweg 107, 45481 Mülheim 

an der Ruhr, statt. 

 

Hierzu lade ich alle interessierten Bürgerinnen und Bürger ein. 

 

In dieser Öffentlichkeitsversammlung werden von der Verwaltung die Planungsziele er-

läutert, sowie Fragen beantwortet und Äußerungen der Öffentlichkeit entgegen genommen. 

 

 
Mülheim an der Ruhr, den 21.01.2013 
 
Der Bezirksbürgermeister der Bezirksvertretung 3 
 
A l l z e i t 
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